Musterpresseerklärung
Bund muss sich angemessen an den Kosten für Unterkunft und Heizung für ALG-II-Beziehende beteiligen

Zur Absicht der Bundesregierung, die Beteiligung des Bundes an den Kosten für Unterkunft und Heizung (KdU) durchschnittlich 26% auf durchschnittlich 23,7% abzusenken, erklärt xxx
Die Entscheidung des Bundeskabinetts halten wir für nicht akzeptabel und muss korrigiert werden. Erneut werden die Kosten für eine verfehlte Sozialpolitik der Bundesregierung auf die Kommunen abgewälzt. 
Für … (Name der Stadt/des Landkreises) bedeutet diese Absenkung eine Mehrbelastung von… Euro. (an dieser Stelle könnten auch weitere Fakten zur Kostenentwicklung angeführt werden, da die Presse an solchen Fakten Interesse hat) 
(Wir fordern – mit einem Antrag an den Rat/Kreistag fordert DIE LINKE in…) die Bundesregierung auf, diese Entscheidung zurückzunehmen. Der Bund muss sich entsprechend der realen Kosten an der Finanzierung der KdU beteiligen. Wir erwarten, dass der Bund der Forderung des Landkreistages nachkommt, 35,9 % der tatsächlichen Ausgaben zu tragen. Nur das würde zu der durch den Bund versprochenen Entlastung der Kommunen von 2,5 Mrd. Euro führen.
